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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

R - FJ - FS - In

zu Punkt 51 der 957. Sitzung des Bundesrates am 12. Mai 2017 

Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung von Kinderehen 

Der federführende Rechtsausschuss (R), 

der Ausschuss für Frauen und Jugend (FJ), 

der Ausschuss für Familie und Senioren (FS) und 

der Ausschuss für Innere Angelegenheiten (In) 

empfehlen dem Bundesrat, 

zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt  

Stellung zu nehmen: 

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 1303 Satz 2 BGB), 

Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a (Artikel 13 Absatz 3 EGBGB) 

a) In Artikel 1 Nummer 2 ist § 1303 Satz 2 zu streichen. 

b) In Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a ist Artikel 13 Absatz 3 wie folgt zu  

fassen: 

"(3) Auf die Aufhebung einer Ehe wegen Eheunmündigkeit eines Ehegatten 

ist deutsches Recht anzuwenden." 

Folgeänderungen: 

Zu Buchstabe a 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 
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a) In Nummer 3 sind in § 1310 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2 die Wörter "die be-

absichtigte Ehe unwirksam wäre oder" zu streichen. 

b) Nummer 4 ist zu streichen. 

c) In Nummer 5 Buchstabe a ist in § 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die  

Angabe "Satz 1" zu streichen. 

d) Nummer 6 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Buchstabe a ist zu streichen. 

bb) Die bisherigen Buchstaben b und c werden die Buchstaben a und b. 

cc) Im neuen Buchstaben a ist in § 1316 Absatz 2 Satz 2 und in Buch-

stabe b in § 1316 Absatz 3 Satz 2 jeweils die Angabe "Satz 1" zu  

streichen. 

e) In Artikel 2 Nummer 2 ist Artikel 229 § … Absatz 1 zu streichen. 

Zu Buchstabe b 

a) In Artikel 2 Nummer 2 ist Artikel 229 §… Absatz 4 zu streichen. 

b) In Artikel 4 Nummer 1 sind in § 26 Absatz 1 Satz 2 die Wörter "unwirksam 

oder" zu streichen. 

c) In Artikel 5 Nummer 2 sind in § 31 Absatz 2 Satz 2 die Wörter "unwirksam 

ist oder" zu streichen. 

d) Artikel 7 ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 2 Buchstabe a sind in § 98 Absatz 2 die Angabe "Num-

mer 2" und die Wörter "das 16., aber" zu streichen. 

bb) In Nummer 3 Buchstabe a sind in § 122 Nummer 6 die Wörter "das 16., 

aber" zu streichen. 

Begründung: 

Zu Buchstabe a 

Der Bundesrat begrüßt das mit dem Gesetzentwurf verfolgte Ziel der Bundes-
regierung, zur besseren Wahrung des Kindeswohls klare Regelungen für den 
Umgang der deutschen Rechtsordnung mit Ehen Minderjähriger zu schaffen 
und die Rechtslage dahingehend anzupassen, dass bei der Prüfung der Fort-
setzung ausländischer Minderjährigenehen in der Bundesrepublik vorrangig 
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Aspekte des Wohls des jeweils minderjährigen Ehegatten zu berücksichtigen 
sind. 

Die in § 1303 Satz 2 BGB-E vorgesehene Unwirksamkeit von Ehen, bei denen 
ein Ehepartner im Zeitpunkt der Eheschließung das 16. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hatte, stößt jedoch auf Bedenken, da sie diesem Ziel nicht in jedem 
Fall gerecht werden kann. Zum einen dürften sich die Rechtsfolgen einer Un-
wirksamkeit jedenfalls in der Regel für den minderjährigen Ehepartner oder die 
minderjährige Ehepartnerin als nachteilig erweisen, da die Verweisung des 
§ 1318 Absatz 2 BGB auf das Recht der Scheidungsfolgen in diesen Fällen 
nicht greift. Unterhalts- oder erbrechtliche Nachteile für die betroffenen Ehe-
gatten und für eventuell aus der Verbindung bereits hervorgegangene Kinder 
drohen den Vorteil größerer Rechtsklarheit durch die Schaffung einer starren 
Altersgrenze zu überwiegen. Zum anderen lässt die dem Entwurf zugrunde lie-
gende Unwirksamkeitsregelung keinerlei Ausnahmen, auch nicht in besonde-
ren Härtefällen, zu, selbst wenn der minderjährige Ehegatte unmittelbar vor Er-
reichen der Volljährigkeit seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland be-
gründet und die nach Artikel 13 Absatz 3 Nummer 1 EGBGB-E unwirksame 
Ehe über viele Jahre tatsächlich gelebt wird, der minderjährige Ehegatte krank 
oder gar suizidgefährdet ist. Eine Unwirksamkeit entsprechender Ehen gilt 
kraft Gesetzes ex tunc und stellt die betroffenen Ehegatten zudem vor vollen-
dete Tatsachen. Sie eröffnet für die volljährige Partnerin oder den volljährigen 
Partner in Deutschland die Möglichkeit, sich sämtlicher familiärer Pflichten zu 
entledigen und sogar eine neue Ehe zu schließen, obwohl die in Deutschland 
als unwirksam behandelte Ehe im Ausland nach wie vor Bestand hat. Auch ein 
Abrutschen in nichtförmliche, ritualisierte Pseudoehen könnte die Folge sein.  

Demgegenüber kann ein Aufhebungsverfahren nach den §§ 1313 ff. BGB nicht 
nur zu größerer Einzelfallgerechtigkeit, sondern auch zu vermehrter Akzeptanz 
des Verfahrens beitragen und Kindeswohlbelangen besser Rechnung tragen. Es 
sichert den von diesem betroffenen Minderjährigen eheliche und nacheheliche 
Unterhaltsansprüche gegen den anderen Ehegatten sowie - für die Dauer der 
Ehe - ein Erbrecht und weitere materielle Vorteile (z. B. nach § 10 Absatz 1 
SGB V, § 32a Absatz 5 EStG). Aus der Minderjährigenehe hervorgegangene 
Kinder wären eheliche Kinder, so dass die Vaterschaft nicht gesondert aner-
kannt oder festgestellt werden müsste. 

Zu Buchstabe b 

Ebenso wie nach deutschem Recht die mit Minderjährigen geschlossenen Ehen 
aufzuheben sind (oben Buchstabe a) sollen auch nach ausländischem Recht ge-
schlossene Minderjährigenehen einheitlich lediglich nach den §§ 1313 ff. BGB 
aufhebbar sein. Der Regierungsentwurf differenziert insofern zwischen Verlob-
ten, die zum Zeitpunkt der Eheschließung das 16. Lebensjahr bereits vollendet 
hatten, und solchen unter 16 Jahren: Ehen, die von zumindest 16-jährigen Min-
derjährigen geschlossen wurden, sind zunächst wirksam, können - und müssen 
in aller Regel - aber durch familiengerichtlichen Beschluss aufgehoben werden 
(Artikel 13 Absatz 3 Nummer 2 EGBGB-E i. V. m. § 1315 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 BGB-E). Ehen, bei deren Schließung einer der Verlobten das 
16. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, sind - vorbehaltlich der
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Überleitungsregelung in Artikel 229 § … Absatz 4 EGBGB-E - hingegen un-
wirksam (Artikel 13 Absatz 3 Nummer 1 EGBGB-E). 

Diese pauschale Unwirksamkeit wird dem Wohl der betroffenen Minder-
jährigen vielfach nicht gerecht. Sie hat zur Folge, dass ihnen nach deutschem 
Recht keinerlei eheliche und nacheheliche Unterhaltsansprüche gegen den an-
deren Ehegatten zustehen und dass sie, auch solange die "Ehe" tatsächlich ge-
lebt wird, vom Erbrecht und anderen materiellen Vorteilen (z. B. nach § 10 
Absatz 1 SGB V oder nach § 32 a Absatz 5 EStG) ausgeschlossen sind. Sind 
aus der ausländischen Minderjährigenehe bereits Kinder hervorgegangen, muss 
die Vaterschaft bei Anwendung deutschen Rechts gesondert anerkannt oder 
notfalls familiengerichtlich festgestellt werden. 

Vorzuziehen ist daher eine einheitliche "Aufhebungslösung" für alle nach aus-
ländischem Recht geschlossenen Minderjährigenehen. Diese macht nicht nur 
eine komplizierte Überleitungsregelung entbehrlich, wie sie Artikel 229 § … 
Absatz 4 Nummer 2 EGBGB-E enthält, der an die im Einzelfall schwierige 
Feststellung eines gewöhnlichen Aufenthalts anknüpft, vorsieht. Sie ermöglicht 
auch eine größere Einzelfallgerechtigkeit, zumal die Familiengerichte bei 
schwerer Härte ausnahmsweise auch von einer Aufhebung der Ehe absehen 
können. Zudem müssen die Gerichte bei unklarem Alter nicht feststellen, ob 
eine Minderjährige oder ein Minderjähriger das 16. Lebensjahr bereits vollen-
det hat, um beurteilen zu können, ob eine Aufhebung erfolgen kann. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 1314 Absatz 1a -neu- BGB) 

Artikel 1 Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

'4. In § 1314 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1a eingefügt: 

"(1a) Eine Ehe ist aufzuheben, wenn sie entgegen § 1303 mit einem  

Minderjährigen geschlossen worden ist, der im Zeitpunkt der Eheschlie-

ßung das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte und dieses auch zum 

Zeitpunkt der familiengerichtlichen Entscheidung nicht vollendet hat." ' 

Begründung: 

Zwar soll für Ehen, bei denen mindestens einer der Verlobten zum Zeitpunkt 
der Eheschließung das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hatte, keine Un-
wirksamkeit der betreffenden Ehe kraft Gesetzes vorgesehen werden. Stattdes-
sen soll generell das Aufhebungsverfahren nach den §§ 1313 ff. BGB Anwen-
dung finden. Sofern einer der Verlobten zum Zeitpunkt der Heirat noch keine 
14 Jahre alt war und das 14. Lebensjahr auch bis zum Zeitpunkt der im Aufhe-
bungsverfahren zu treffenden familiengerichtlichen Entscheidung nicht vollen-
det haben wird, trägt allerdings nur eine solche gesetzliche Regelung Kindes-
wohlbelangen hinreichend Rechnung, die keinerlei Raum für ein Ermessen des

R, FJ, FS 
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Familiengerichts - auch nicht in besonderen Härtefällen - lässt. Vielmehr muss 
die betroffene Minderjährigenehe stets aufgehoben werden, um dem Schutz der 
sexuellen Selbstbestimmung Minderjähriger vor dem Hintergrund des § 176 
StGB, der das Schutzalter auf 14 Jahre festlegt, hinreichend Rechnung zu  
tragen. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b  

BGB) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die in 

§ 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b BGB-E vorgesehene Härtefall-

regelung weiter gefasst werden muss, so dass nicht nur bei extremen Ausnah-

mefällen wie beispielsweise einer krankheitsbedingten Suizidgefahr von der 

Aufhebung der Ehe abgesehen werden kann, sondern weitere besondere sozia-

le und psychologische Belange der betroffenen Minderjährigen sowie insge-

samt das Wohl des Kindes ebenfalls Berücksichtigung finden können. 

Begründung: 

§ 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b BGB-E sieht vor, dass von der 
Aufhebung einer Minderjährigenehe nur dann abgesehen werden kann, wenn 
diese aufgrund außergewöhnlicher Umstände eine so schwere Härte für den 
minderjährigen Ehegatten darstellen würde, dass die Aufrechterhaltung der Ehe 
ausnahmsweise geboten erscheint. Die Begründung des Gesetzentwurfs nennt 
beispielhaft eine schwere und lebensbedrohliche Erkrankung oder eine krank-
heitsbedingte Suizidgefahr des minderjährigen Ehegatten. Eine außergewöhn-
liche Härte könne sich im Einzelfall auch daraus ergeben, dass die Aufhebung 
einer unter Beteiligung eines Unionsbürgers geschlossenen Ehe deren Frei-
zügigkeitsrecht verletzen würde. 

Die Aufhebungsvorschriften des deutschen Rechts sollen dabei ausweislich Ar-
tikel 13 Absatz 3 EGBGB-E auch für nach ausländischem Recht geschlossene 
Minderjährigenehen Anwendung finden. Insbesondere im Hinblick auf diese 
Ehen hält der Bundesrat aber eine so weitgehende Ermessensreduzierung aus 
Kindeswohlgesichtspunkten und Gründen der Einzelfallgerechtigkeit nicht für 
sachgerecht. Vielmehr besteht die Gefahr, dass eine verhältnismäßig starre Re-
gelung den individuellen Besonderheiten des jeweiligen Einzelfalls insbeson-
dere bei einem besonderen kulturellen Hintergrund der betroffenen Ehegatten 
nicht mehr gerecht wird und Kindeswohlbelange z. B. in Fällen, in denen kein 
großer Altersunterschied zwischen den Ehegatten besteht oder in denen durch 
die häufig traumatische Flucht eine enge Bindung eingegangen wurde und in 
denen beide Ehepartner die Ehe fortsetzen wollen und dem das Kindeswohl 
nicht entgegen steht, nicht ausreichend berücksichtigt werden können. 

R, FJ, FS

(bei 
Annahme 

entfällt 
Ziffer 4) 



Empfehlungen, 275/1/17 - 6 - 

... 

Der Bundesrat betont, dass vor dem Hintergrund der prioritären Pflicht zur Be-
rücksichtigung des Kindeswohls pauschale Lösungen nicht in Betracht kom-
men, sondern nur eine einzelfallbezogene Prüfung des Wohls des oder der be-
troffenen Minderjährigen in einem familiengerichtlichen Verfahren Kindes-
wohlgesichtspunkten hinreichend Rechnung tragen kann. 

4. Hilfsempfehlung zu Ziffer 3 

Zu Artikel 1 Nummer 5 (§ 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b  

BGB) 

Der Gesetzentwurf sieht in Artikel 1 Nummer 5 in § 1315 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 1 Buchstabe b BGB-E eine Regelung vor, nach der von einer Aufhe-

bung der Ehe abgesehen werden kann, wenn dies aufgrund außergewöhnlicher 

Umstände eine schwere Härte für den minderjährigen Ehegatten beziehungs-

weise die minderjährige Ehegattin bedeuten würde. Die Begründung des Ge-

setzentwurfs nennt als Beispiel für eine außergewöhnliche Härte lebensbe-

drohliche Situationen, wie den krankheitsbedingten Suizid oder eine lebensbe-

drohliche Erkrankung. 

Ein zu enger Ausnahmetatbestand lässt aber nicht genug Raum für die Be-

trachtung des Einzelfalles und der für den Bestand der Ehe sprechenden As-

pekte, wie zum Beispiel Fragen des Kindeswohls oder die Bindung der Ehe-

gatten. Der Bundesrat bittet daher zu prüfen, ob dieser Ausnahmetatbestand 

weiter gefasst werden müsste. 

5. Zu Artikel 4 (Änderung des Asylgesetzes) 

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren um Prüfung, ob die 

asylrechtliche Schlechterstellung des im Zeitpunkt der Eheschließung volljäh-

rigen Ehegatten mit dem verfassungsrechtlichen Gleichbehandlungsgebot (Ar-

tikel 3 Absatz 1 des Grundgesetzes) vereinbar ist. 

Begründung: 

Der Gesetzentwurf lässt im Fall, dass die Ehe nach deutschem Recht wegen 
Minderjährigkeit im Zeitpunkt der Eheschließung unwirksam oder aufgehoben 
worden ist, den asylrechtlichen Schutz nach § 26 Absatz 1 AsylG nicht entfal-
len, wenn der Ehegatte des Asylberechtigten im Zeitpunkt der Eheschließung 

FS 

(entfällt 
bei 

Annahme 
von 

Ziffer 3) 

R 

(bei 
Annahme
entfallen 

die Ziffern 
7 und 8) 
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minderjährig war. Entscheidend ist - nach der Begründung des Gesetzentwurfs 
- die herkunftslandbezogene Betrachtung der Ehe im Sinne des § 26 Absatz 1 
AsylG, aber auch die Gefährdungssituation, der die Familienangehörigen aus-
gesetzt sind. Warum der im Zeitpunkt der Eheschließung volljährige Ehegatte 
nicht gleichermaßen einen Anspruch auch Familienasyl haben soll, wenn der 
andere Ehegatte asylberechtigt ist, wird in der Begründung des Gesetzentwurfs 
nicht erläutert. Die personengebundene Ungleichbehandlung bedarf jedoch ei-
ner besonderen Rechtfertigung, wenn sie verfassungsrechtlich Bestand haben 
soll. 

6. Zum Gesetzentwurf allgemein*

a) Der Bundesrat begrüßt das Anliegen des Gesetzentwurfs, Rechtsklarheit zu 

schaffen und Minderjährige insbesondere davor zu schützen, dass eine zu 

frühe oder gar zwangsweise Eheschließung das Wohl der Minderjährigen 

und ihre Entwicklungschancen beeinträchtigt. 

b) Der Bundesrat betont, dass nach der ständigen Rechtsprechung so genannte 

Zwangsehen und Ehen von Minderjährigen, die im Zeitpunkt der Ehe-

schließung unter 14 Jahre alt sind, schon jetzt gegen grundlegende inländi-

sche Wertvorstellungen verstoßen (sogenannte ordre public) und Ehe-

schließungen oberhalb dieser Altersgrenzen bis hin zur Volljährigkeit in  

besonderem Maße eine Würdigung aller Umstände des Einzelfalls erforder-

lich machen. 

c) Der Bundesrat stellt fest, dass das Ehefähigkeitsalter künftig auf 18 Jahre 

festgesetzt wird. Für die Anerkennung so genannter Auslandsehen von 

Minderjährigen wird im Wesentlichen die bisherige Einzelfallprüfung bei 

Minderjährigen, die im Zeitpunkt der Eheschließung zwischen 14 und  

16 Jahre alt sind, durch eine automatische gesetzliche Regelung der Un-

wirksamkeit ersetzt beziehungsweise es wird im Alter zwischen 16 und 18 

Jahren ein anderes Regel-Ausnahme-Verhältnis bei der Aufhebbarkeit ge-

schaffen. In diesen Fällen entfällt die bisherige familiengerichtliche Befrei-

ungsmöglichkeit (§ 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Alternative 1 in Ver-

bindung mit § 1303 Absatz 2 BGB) und die Ehe wird künftig nur noch in

* Von FJ als Hilfsempfehlung beschlossen. Bei gleichzeitiger Annahme der Ziffern 6 und 9 werden diese 
redaktionell zusammengeführt. 

FJ, In 

(entfällt 
bei 

Annahme 
von 

Ziffer 1) 
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"Härtefällen" wie zum Beispiel bei Krankheit nicht mehr aufgehoben, wo-

bei weiterhin eine Bestätigungslösung für den Eintritt der Volljährigkeit 

vorgesehen ist (§ 1315 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 BGB-E). 

d) Der Bundesrat gibt zu bedenken, dass es dem angestrebten Minderjährigen-

schutz und auch dem Schutz von Familien und Frauen unter Umständen ab-

träglich sein kann, wenn künftig auch Ehen, die ihrerseits freiwillig ge-

schlossen wurden, immer und ohne Würdigung aller Umstände des Einzel-

falls zwingend unwirksam sind beziehungsweise wieder getrennt werden. 

[ Er sieht dies insbesondere hinsichtlich der beabsichtigten Änderung des  

§ 26 Absatz 1 AsylG, mit der ausschließlich die Interessen minderjähriger 

Betroffener unabhängig von den Motiven einer Eheschließung berücksich-

tigt werden sollen. So kann es im Einzelfall dazu kommen, dass die Gewäh-

rung von Familienasyl einzig vom Lebensalter eines Betroffenen abhängig 

gemacht wird und andere Aspekte einer gemeinsam begründeten Furcht vor 

Verfolgung außer Acht gelassen werden. Daneben sind auch schutzwürdige 

Ehen zwischen minder- und volljährigen Partnern denkbar, beispielsweise 

dann, wenn nur ein vergleichsweise geringer Altersunterschied zu verzeich-

nen ist, auch wenn dieser formell nach deutschem Recht zur Unwirksamkeit 

oder Aufhebung der Ehe führt (Ehepartner, die zum Beispiel 15 und 19  

Jahre alt sind). Unbillige Härten im Einzelfall sind durch die beabsichtigte 

Neuregelung des § 26 Absatz 1 AsylG nicht auszuschließen. ]

e) Er bittet vor diesem Hintergrund, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu 

prüfen, welche negativen Auswirkungen die generelle Unwirksamkeit der 

Ehe auf die als nichtehelich geltenden Kinder und deren Kindeswohl hat, 

zumal die gesetzliche Vermutung der Vaterschaft und die damit verbunde-

nen Unterhalts-, Erb- und Versorgungsansprüche des Kindes an die wirk-

same Heirat mit der Mutter des Kindes angeknüpft werden (§ 1592 Num-

mer 1 BGB). 

f) Er bittet vor diesem Hintergrund, ferner im weiteren Gesetzgebungsverfah-

ren zu prüfen, welche negativen Auswirkungen die generelle Unwirksam-

keit auf die jeweiligen Ehepartner hat, die das Recht auf Ehegattennachzug 

einerseits sowie eventuelle Unterhalts-, Erb- und Versorgungsansprüche 

andererseits verlieren und dadurch in finanzielle Not geraten können, ohne

In [ 7. ] 

(entfällt 
bei 

Annahme
von 

Ziffer 5, 

setzt 
Annahme

von 
Ziffer 6 
voraus) 
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dass sie zuvor Kenntnis von der Unwirksamkeit erhalten haben und Kennt-

nis erhalten haben, durch welche Verfahren die Kenntnisnahme gegebenen-

falls sichergestellt werden kann. 

[ g) Er bittet, hinsichtlich der Ausführungen unter Buchstabe d darüber hinaus, 

§ 26 Absatz 1 Satz 2 AsylG-E nach dem Wort "gilt" durch die Formulie-

rung "in der Regel" einzuschränken. ]

h) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, innerhalb eines Jahres nach In-

krafttreten des Gesetzes in schriftlicher Form zu berichten, wie sich das Ge-

setz hinsichtlich der unter den Buchstaben e und f genannten Bedenken tat-

sächlich ausgewirkt hat. 

9. Hilfsempfehlung zu Ziffer 1
*

Zum Gesetzentwurf insgesamt: 

a) Der Bundesrat begrüßt die Zielrichtung des Gesetzentwurfs, klare Regelun-

gen für den Umgang mit Ehen von Minderjährigen zur Wahrung des Kin-

deswohls vorzugeben. Die Streichung der Ausnahmemöglichkeit, vor der 

Vollendung des 18. Lebensjahres zu heiraten, wird aus familien- sowie  

jugendpolitischer Sicht grundsätzlich positiv bewertet. 

* Bei gleichzeitiger Annahme der Ziffern 6 und 9 werden diese redaktionell zusammengeführt. 

In [ 8. ]

(entfällt 
bei 

Annahme 
von 

Ziffer 5, 

setzt 
Annahme

der 
Ziffern 
6 und 7 
voraus) 

FS 

(entfällt 
bei 

Annahme 
von 

Ziffer 1) 
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b) Der Bundesrat unterstützt das Anliegen der Bundesregierung, die betroffe-

nen Minderjährigen besser als bisher vor den Folgen einer zu frühen oder 

sogar zwangsweisen im Ausland geschlossenen Ehe zu schützen. Der Bun-

desrat hat jedoch Bedenken, dass zukünftig die angemessene Berücksichti-

gung der teilweise sehr komplexen Umstände des jeweiligen Einzelfalles 

erschwert und somit der beabsichtigte Schutz der Minderjährigen nicht er-

reicht wird. Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren fol-

gende Punkte zu prüfen: 

aa) Eine so genannte Nichtehe entfaltet keine Rechtswirkungen. Daher 

verlieren die Betroffenen durch die Nichtigkeit der Ehe auch die mit 

der Ehe einhergehenden Privilegien, wie die gesetzliche Fiktion der 

Vaterschaft ehelicher Kinder oder den Unterhaltsanspruch für die Be-

treuung gemeinsamer Kinder. 

Zudem führt die Unwirksamkeit einer im Ausland wirksam ge-

schlossenen Ehe in Deutschland zu einer so genannten hinkenden Ehe, 

die weiterhin im Herkunftsland wirksam ist. Ehegatten und Ehegattin-

nen einer solchen hinkenden Ehe benötigen für eine Hochzeit bei Er-

reichen der Volljährigkeit in Deutschland in der Regel ein Ehefähig-

keitszeugnis aus dem Herkunftsland. Da dort jedoch die Ehe noch Be-

stand hat, würde das Herkunftsland ein solches Ehefähigkeitszeugnis 

nicht ausstellen. Das würde für die betroffene Person aufgrund des 

fehlenden Ehefähigkeitszeugnisses bedeuten, in Deutschland nicht 

mehr heiraten zu können. 

Der Bundesrat bittet daher um Prüfung, ob es aufgrund dieser Wir-

kungen und den Vorgaben aus Artikel 6 Absatz 1 des Grundgesetzes 

nicht sachgerechter wäre, von der Unwirksamkeit von Ehen abzuse-

hen und stattdessen auch Ehen mit Minderjährigen unter 16 Jahren 

aufzuheben, da die Aufhebung einer Ehe im Wesentlichen den Wir-

kungen einer Scheidung entspricht und damit zum Beispiel vom Ge-

richt Ehegattenunterhalt wegen Betreuung eines gemeinsamen Kindes 

zugesprochen werden kann. 

bb) Der Bundesrat begrüßt, dass die Aufhebung beziehungsweise die 

Nichtigkeit der Ehe keine Auswirkungen auf das Familienasyl haben 

soll. Er hat jedoch Bedenken dahingehend, dass diese Regelung nur 

minderjährige Ehegatten berücksichtigt, da in der Praxis auch Fall-
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konstellationen denkbar sind, in denen die im Sinne des vorliegenden 

Gesetzentwurfs zu schützende Person volljährig ist, während die im 

asylrechtlichen Sinne stammberechtigte Person noch minderjährig ist. 

cc) Der Bundesrat begrüßt, dass die von Nichtigkeit oder Aufhebung einer 

Ehe betroffenen Minderjährigen ein eigenständiges Aufenthaltsrecht 

zuerkannt bekommen. Jedoch wird diese Aufenthaltserlaubnis nur für 

zunächst ein Jahr erteilt. Danach müssen die Betroffenen ihren Le-

bensunterhalt grundsätzlich eigenständig sichern können. Da dies in 

der Regel bei Minderjährigen nicht möglich sein wird, bittet der Bun-

desrat zu prüfen, ob hiervon abzusehen ist, solange sich die zum Zeit-

punkt der Eheschließung minderjährige Person noch in der Ausbil-

dung befindet, die Schule besucht oder ein Studium aufgenommen 

hat. 


